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Geſetz-Sammlung 
g für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 16. 


(Nr. 5223.) Geſetz, die Aufſicht der Bergbehoͤrden über den Bergbau und das Verhaͤltniß 
der Berg: und Huͤttenarbeiter betreffend. Vom 21. Mai 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages, fuͤr den ganzen Um⸗ 
fang der Monarchie, mit Ausſchluß der auf der linken Rheinſeite belegenen Lan⸗ 
destheile, was folgt: a i 


H. 1. 


a Der Bergwerkseigenthuͤmer iſt bei dem unter der Aufſicht der Berg⸗ 
behoͤrde ſtehenden Bergbau der Einwirkung derſelben auf die Gewinnung und 
Benutzung der Mineralien fortan nicht weiter unterworfen, als zur Wahrung 
der Nachhaltigkeit des Bergbaues, der Sicherheit der Baue, der Oberflache im 
Intereſſe des Privat- und oͤffentlichen Verkehrs, des Lebens und der Geſund⸗ 
heit der Arbeiter nothwendig iſt. ö 

Die Genehmigung der hiernach von dem Bergwerkseigenthuͤmer oder 
iR Stellvertreter anzufertigenden Betriebsplaͤne erfolgt durch die Berg⸗ 
ehoͤrde. N 


9. 


Die Abſchließung der Vertraͤge zwiſchen dem Bergwerkseigenthuͤmer und 
den Betriebsfuͤhrern, den uͤbrigen Grubenbeamten und Bergleuten iſt nach naͤ⸗ 
herer Beſtimmung dieſes Geſetzes lediglich dem freien Uebereinkommen derſelben 
uͤberlaſſen; eine Mitwirkung der Bergbehoͤrde bei der Annahme und Entlaſſung 
der genannten Perſonen, ſowie bei der Feſtſetzung und Zahlung des Schicht⸗ 
und Gedingelohnes findet ferner nicht ſtatt. . 5 
Jahrfang 1860. (Nr. 5223.) a 29: H. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 31. Mai 1860. 
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ARE | 
Die Bergbehötde beftätigt die von den Bergwerkseigenthümern fuͤr ihre 
Werke erlaſſenen Arbeitsordnungen. 
H. 4. 
Das Vertragsverhaͤltniß zwiſchen dem Bergwerkseigenthuͤmer und den 


Bergleuten kann, wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, durch eine, jedem Theile 
freiſtehende, vierzehn Tage vorher zu erklaͤrende Kuͤndigung aufgelöft werden. 


H. 5. 


Vor Ablauf der vertragsmaͤßigen Arbeitszeit und ohne vorhergegangene 
Aufkundigung koͤnnen Bergleute enflaffen werden: 


1) wenn ſie eines Diebſtahls, einer Veruntreuung, eines liederlichen Lebens⸗ 


wandels, groben Ungehorſams oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit ſich 
ſchuldig machen; f 

2) wenn ſie eine ſicherheits polizeiliche Strafvorſchrift bei der Bergarbeit 
uͤbertreten; 

3) wenn ſie ſich Thaͤtlichkeiten oder Schmaͤhungen gegen den Bergwerks⸗ 
Klauen deſſen Stellvertreter oder die ihnen vorgeſetzten Beamten 
erlauben; ö 

4) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfaͤhig geworden oder mit einer 
ekelhaften Krankheit behaftet ſind. 

Inwiefern in den zu 4. gedachten Faͤllen dem Entlaſſenen ein An⸗ 


ſpruch auf Entſchaͤdigung zuſtehe, iſt nach dem beſonderen Pubathe des Vertra-⸗ 


ges und nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 
ö Vor Ablauf der vertragsmaͤßigen Zeit und ohne vorhergegangene Auf: 
kuͤndigung koͤnnen Bergleute die Arbeit verlaſſen: Re: 
1) wenn fie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig werden; 
2) wenn der Bergwerkseigenthuͤmer oder deſſen Vertreter ſich thaͤtlich an 
ihnen 1 eh 
3) wenn er ihnen den verſprochenen Lohn oder die ſonſtigen Gegenleiſtun⸗ 
gen ohne genügende Veranlaſſung vorenthält. a 


NE 
Streitigkeiten der Bergwerkseigenthuͤmer mit den Bergleuten, welche fich 
auf den OR die Feen oder Aufhebung des Yinbektenerhältnt es oder 
auf die gegenſeitigen Leiſtungen während der Dauer deſſelhen, oder auf die An⸗ 


wendung der Arbeitsordnungen (H. 3.) beziehen, find bei dem Berggeſchwore⸗ 


nen zur Entſcheidung zu bringen. | & 
Gegen die Entſcheidung deſſelben, welche ſchriftlich erfolgen muß, fh! 
TINTE) 800 
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den Betheiligten die Beſchreitung des Rechtsweges binnen zehn Tagen praͤklu⸗ 

ſiviſcher Friſt, vom Tage der Beh ändigung der Entscheidung an gerechnet, offen; 
die vorläufige, dem Berggeſchworenen zuftehende Vollſtreckung wird dadurch 
nicht aufgehalten. N 


. J. 


Der Bergwerkseigenthuͤmer oder deſſen Vertreter iſt verpflichtet, dem ab⸗ 
kehrenden Bergmanne ein Zeugniß über die Art und Dauer feiner Beſchaͤftigung 
und auf Verlangen auch uͤber ſeine Fuͤhrung nr „ deſſen Unterſchrift 
die Polizeibehoͤrde koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen hat. i 

Wird die Ausftellung des Zeugniffes verweigert, fo fertigt die Polizei⸗ 
behoͤrde daſſelbe auf Koſten des Verpflichteten aus und verfaͤllt Letzterer außer⸗ 
dem in eine Geldbuße von Einem bis fuͤnf Thalern. 

Werden dem abkehrenden Bergmanne in dem Zeugniſſe Beſchuldigungen 
zur Laſt gelegt, welche feine fernere Beſchaͤftigung hindern wurden, fo kann er 
auf Unterſuchung bei dem Berggeſchworenen antragen, welcher, wenn die Be⸗ 
ſchuldigung unbegruͤndet befunden wird, unter dem Zeugniſſe den Befund ſeiner 
Unterſuchung zu vermerken hat. 5 


9.8. 


Bergwerkseig enthuͤmer oder deren Stellvertreter dürfen Arbeiter, von de⸗ 
nen ihnen bekannt iſt, daß ſie ſchon fruͤher beim Bergbau beſchaͤftigt waren, 
nicht eher zur Berg arbeit annehmen, bis ihnen von denſelben das Zeugniß des 
Bergwerkseigenthuͤmers oder Stellvertreters, bei dem ſie zuletzt in Arbeit ge⸗ 
ſtanden, beziehungsweiſe das Zeugniß der Polizeibehörde (H. 7. Alinea 2.) vor⸗ 
gelegt iſt. Zuwiderhan dlungen gegen dieſe Vorſchrift ſind mit einer Geldbuße 
bis zu zehn Thalern oder im Unvermoͤgensfalle mit verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe zu ahnden. 


® H. 9. 


Die Betriebsfuͤhrer, ſowie die als Steiger oder techniſche Aufſeher an⸗ 
zuſtellenden Perſonen müffen der Bergbehörde ihre Qualifikation zu den ihnen 
zu übertragenden Gefchäften nachweiſen und dazu durch ein ihnen zu ertheilen⸗ 
des Atteſt Für tuͤchtig anerkannt fein, bevor fie die Stelle übernehmen duͤrfen. 

Wird die Leitung des Grubenbetriebes, oder eine Steiger- oder techniſche 
Aufſeherſtelle einer Perſon uͤbertragen, welche das erforderliche Qualifikations⸗ 
Atteſt nicht beſitzt, ſo iſt die Bergbehoͤrde berechtigt, deren ſofortige Entfernung 
zu verlangen und noͤthigenfalls befugt, den betreffenden Betrieb ‚fo lange einzu⸗ 
ſtellen, bis eine qugliftzirte Perſon angeſtellt iſt. 


F. 10. 
Bergwerkseigenthumer find verpflichtet, die für fie beſchaͤftigten Bergleute 


in baarem Gelde auszulohnen. Sie durfen denſelben keine Waaren kreditixen. 
(Nr. 5223.) 99% Da⸗ 
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Dagegen koͤnnen den Bergleuten Wohnung, Feuerungsbedarf, Landnutzung, 
regelmaͤßige Bekoͤſtigung, ſowie die zur Bergwerksarbeit erforderlichen Werk⸗ 


zeuge und Betriebsmaterialien unter Anrechnung bei der Lohnzahlung ver⸗ 
abfolgt werden. € 


H. 11. 


Die Beſtimmungen des H. 10. finden auch Anwendung auf Familien⸗ 
Hane Gehuͤlfen, Beauftragte, Geſchaͤftsfuͤhrer, Faktoren und Auffeher der 
Bergwerkseigenthuͤmer, ſowie auf Gewerbetreibende, bei deren Geſchaͤft eine der 
erwaͤhnten Perſonen unmittelbar oder mittelbar betheiligt iſt. f 


$. 12. 


Bergleute, deren Forderungen den Vorſchriften der HH. 10. und 11. zu: 
wider anders, als durch 50 berichtigt ſind, koͤnnen zu jeder Zeit die 
Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen. 


$. 13. 


Vertraͤge, welche den HH. 10. bis 12. zuwiderlaufen, find nichtig. 

Daſſelbe gilt von Verabredungen zwiſchen Bergwerkseigenthuͤmern oder 
ihnen gleichgestellten Perſonen einerſeits und Bergleuten andererſeits uͤber die 
Entnehmung der Beduͤrfniſſe dieſer Letzteren aus gewiſſen Verkaufsſtellen, ſowie 
uͤberhaupt uͤber die Verwendung des Verdienſtes derſelben zu einem anderen 
Zwecke, als zur Betheiligung an Einrichtungen zur Verbeſſerung der Lage der 
Bergleute oder ihrer Familien (F. 10.). 


H. 14. 


Forderungen fuͤr Waaren, welche ungeachtet des Verbots den Arbeitern 
kreditirt worden ſind, koͤnnen von den Bergwerkseigenthuͤmern und von den 
ihnen gleichgeftellten Perſonen weder eingeklagt, noch durch Anrechnung oder 
ſonſt geltend gemacht werden, ohne Unterſchied, ob ſie zwiſchen den Betheilig⸗ 
ten unmittelbar entſtanden, oder mittelbar erworben ſind, vielmehr fallen der⸗ 

leichen Forderungen der Knappſchafts⸗Vereinskaſſe zu, welcher das betreffende 
Werk angehoͤrt. 


H. 15. 


Uebertretungen der HH. 10. und 11. werden mit einer Geldbuße bis zu 
fünfhundert Thalern und im Unvermögensfalle mit verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe beſtraft. Im Wiederholungsfalle wird die Strafe verdoppelt. Jede 
rechtskraͤftige Verurtheilung wird auf Koſten des Verurtheilten durch das Amts⸗ 
blatt und andere. öffentliche Blätter derjenigen Kreiſe, in welchen derſelbe und 

der betheiligte Bergmann ihren Wohnſitz haben, bekannt gemacht. 5 
8 . H. 1 7 


H. 16. 


Bergwerkseigenthuͤmer oder deren Stellvertreter, welche ihre Bergleute 
oder die Obrigkeit zu gewiſſen Handlungen oder Zugeſtaͤndniſſen dadurch zu be⸗ 
ſtimmen ſuchen, daß fie ſich mit dem Eigenthuͤmer eines anderen Bergwerks 
verabreden, den Bergwerksbetrieb einzuſtellen, oder die ihren Forderungen nicht 
nachgebenden Bergleute zu entlaffen oder zuruckzuweiſen, imgleichen diejenigen, 
welche zu einer ſolchen Verabredung Andere auffordern, ſollen mit Gefaͤngniß 
bis zu Einem Jahre beſtraft werden. 


H. 17. 

Bergleute, welche entweder die Bergwerkseigenthuͤmer, deren Stellvertre⸗ 
ter oder die Obrigkeit zu gewiſſen Handlungen oder Zugeftändniffen dadurch zu 
beſtimmen ſuchen, daß ſie die Einſtellung der Arbeit oder die Verhinderung der⸗ 
ſelben bei einzelnen oder mehreren Bergwerken verabreden, oder zu einer folchen 


Verabredung Andere auffordern, ſollen mit Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre 
beſtraft werden. 


H. 18. 


Bergleute, welche ohne geſetzliche Gründe eigenmaͤchtig die Arbeit ver⸗ 
laſſen, oder ihren Verrichtungen ſich entziehen, oder ſich groben Ungehorſams 
oder beharrlicher Widerſpenſtigkeit ſchuldig machen, ſind mit Geldbuße bis zu 
zwanzig Thalern oder verhaͤltnißmaͤßiger Gefaͤngnißſtrafe zu beſtrafen. 


$. 19. 


Die auf Grund der HH. 7. 8. 15. und 18. feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen 
zu der im F. 14. bezeichneten Knappſchafts⸗Vereinskaſſe. 


F. 20. 


Auf das Dienſtverhaͤltniß der Arbeiter bei Huͤttenwerken, welche unter 
der Aufficht der Bergbehoͤrden ſtehen, finden die Hh. 2. bis 7. und 10. bis 19. 
dieſes Geſetzes, bei ere „wo dies nicht der Fall, die Beſtimmungen 
der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. und die dieſelbe 
abaͤndernden und ergaͤnzenden Vorſchriften Anwendung. 


. 21. 


Alle dieſem Geſetze zuwiderlaufenden Beſtimmungen der Provinzial⸗Berg⸗ 
ordnungen und der allgemeinen Landesgeſetze treten außer Kraft. 
Die Statuten der auf Grund des Geſetzes vom 10. April 1854., be⸗ 
treffend die Vereinigung der Berg-, Huͤtten⸗, Salinen⸗ und Aufbereitungs-Ar⸗ 
(Nr: 52235224) f beiter 
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beiter in Knappſchaften (Gefek-Sammlung S. 139.), gebildeten Knappſchafts⸗ 
nen ſind mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes in Uebereinſtimmung zu 
ringen. 


§. 22. 
Mit der Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes iſt der Miniſter fuͤr Handel, Ge⸗ | 
werbe und öffentliche Arbeiten beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrud- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. a N 


Gegeben Berlin, den 21. Mai 1860. 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
e Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


imons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


(Nr. 5224.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der in bergamtlichen Verwaltungs-Angelegen⸗ 
heiten zu entrichtenden Gebuͤhren und Sporteln. Vom 21. Mai 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, für 
den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausſchluß der linksrheiniſchen Lan⸗ 
destheile, was folgt: 


Die nach den Provinzial⸗Berg⸗Ordnungen, ſowie nach den Sporteltar⸗ 
Ordnungen, beziehungsweiſe fuͤr den Bergamtsbezirk Siegen vom 11. Novem⸗ 
ber 1829. und für den vormaligen Bergamtsbezirk Ibbenbuͤren vom 4. Maͤrz 
1838. in bergamtlichen Verwaltungsangelegenheiten an die Koͤniglichen Berg⸗ 
aͤmter zu entrichtenden Gebuͤhren und Sporteln werden vom 1. Juli 1860. ab 
nicht weiter erhoben. d 

In den Beſtimmungen uͤber den Anſatz und die Erhebung der Koſten 
für Geſchaͤfte bei dem Berg⸗Gegen⸗ und Hypothekenbuch und für Handlungen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit wird durch das gegenwaͤrtige Geſetz nichts 
geaͤndert. 

Urkund⸗ 


= 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Mai 1860, N 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fürſt z Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 


imons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Roon. 


(Nr. 5225.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. April 1860., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Straße von 
der Breslau⸗Glatzer Staats⸗Chauſſee in Diersdorf, Kreiſes Nimptſch, über 
Kunsdorf, Sacrau, Toͤpliwoda, Alt-Heinrichau nach Kloſter Heinrichau, 
Kreiſes Muͤnſterberg, im Anſchluſſe an die Strehlen-Muͤnſterberg-Patſch⸗ 
kauer Aktien-Chauſſee. 


Mose Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Ausbau der die 
Kreiſe Nimptſch und Muͤnſterberg im Regierungsbezirk Breslau durchſchneiden⸗ 
den Straße von der Breslau-Glatzer Staats-Chauſſee in Diersdorf, Kreiſes 
Nimptſch, uͤber Kunsdorf, Saerau, Töpliwoda, Alt⸗Heinrichau nach Kloſter 
Heinrichau, Kreiſes Muͤnſterberg, im Anſchluß an die Strehlen-Muͤnſterberg⸗ 
Patſchkauer Aktien⸗Chauſſee genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Kreiſen 
Nimptſch und Muͤnſterberg, einem jeden fuͤr die in ſeinen Grenzen belegenen 


Wegeſtrecken, das Expropriationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grund⸗ 


ſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den gedachten Kreiſen 
egen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
echt zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in 


demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 


die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur An⸗ 
wendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 16. April 1860. ö 

Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nx. 52245226.) (Nr. 5226.) 
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(Nr. 5226.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 30. April 1860., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Mensguth nach Paſſenheim, im Kreiſe Ortelsburg, Re⸗ 
gierungsbezirks Koͤnigsberg. 


Messen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee | 


von Mensguth nach Paſſenheim, im Kreiſe Ortelsburg, Regierungsbezirk Ko- 
nigsberg, durch die Stadt Paſſenheim genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
der Stadt Paſſenheim das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee er⸗ 
forderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
Materialien, desgleichen dem Kreiſe Ortelsburg das Recht zur Entnahme der 
Chauſſee⸗Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will 
Ich dem Kreiſe Ortelsburg gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen 
Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach 
den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Bor: 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗-Chauſſeen von Ihnen 
angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 30. April 1860. a 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Hendt v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗-Miniſteriums. 


Verlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). E 


